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31. ordentliche Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung) 
am 28. Mai 2020 

 
 
 

Hinweise gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionäre 
 
 
Die Einberufung der virtuellen Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den 
Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG sowie nach § 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie vom 27. März 2020 („COVID-19-Gesetz“); nachfolgende Angaben dienen einer 
weiteren Erläuterung dieser Regelungen. 
 
 
1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit (§ 122 

Abs. 2 AktG) 
 
Nach § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 
Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 € am Grundkapital er-
reichen – das entspricht bei der Dürr Aktiengesellschaft 195.313 Stückaktien – verlan-
gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Da der anteilige Betrag von 500.000 € bei der Dürr Aktiengesellschaft niedriger ist als 
5 % des Grundkapitals, reicht der anteilige Betrag von 500.000 € aus, um die Rechte 
aus § 122 Abs. 2 AktG geltend zu machen. Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Zusätzlich müssen die Antragsteller 
nachweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlan-
gens über die erforderliche Mindestaktienanzahl verfügen und diese Aktien bis zur Ent-
scheidung über das Verlangen halten. Für den Nachweis reicht eine entsprechende 
Bestätigung des depotführenden Kreditinstituts bzw. Letztintermediärs aus. Das Verlan-
gen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der virtuellen Hauptversammlung 
zugehen; der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung 
von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich voraus-
gelagerten oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 
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Ergänzungsanträge nebst Begründung oder Beschlussvorlagen sind schriftlich oder in 
elektronischer Form nach § 126a BGB (d. h. mit qualifizierter elektronischer Signatur) 
zu stellen und müssen der Gesellschaft ebenso wie der Nachweis bis zum Montag, den 
27. April 2020, 24.00 Uhr, zugegangen sein. Ergänzungsanträge sind an folgende Ad-
resse zu richten: 
 
Dürr Aktiengesellschaft 
Rechtsabteilung 
Carl-Benz-Straße 34 
74321 Bietigheim-Bissingen oder 
 

E-Mail: hv2020@durr.com (mit qualifizierter elektronischer Signatur) 
 
Soweit die rechtzeitig eingegangenen Ergänzungsanträge bekanntmachungspflichtig 
sind, werden sie mit der Einberufung oder sonst unverzüglich nach Zugang des Verlan-
gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und europaweit verbreitet sowie auf der In-
ternetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht. Die geänderte Tagesordnung wird zu-
sammen mit der Einberufung der virtuellen Hauptversammlung nach § 125 Abs. 1 
Satz 3 AktG mitgeteilt. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zu Grunde liegenden Bestimmungen des Aktiengesetzes 
lauten wie folgt: 
 
§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 
 
(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe 
des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die 
Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 
andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die 
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwen-
den. 

 
(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlan-
gen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotier-
ten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zu-
gangs ist nicht mitzurechnen. 

 
§ 121 Allgemeines (Auszug) 
 
(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 

der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werk-
tag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht 
entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 
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§ 70 Berechnung der Aktienbesitzzeit 
 
Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unter-
nehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, 
wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Aus-
einandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

 
 
2. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1 und 127 AktG) 
 
Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten stellen (vgl. § 126 
AktG); dies gilt auch für Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 
Abschlussprüfern (vgl. § 127 AktG). Vorschläge von Aktionären zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern oder Abschlussprüfern brauchen – anders als sonstige Anträge von Ak-
tionären (Gegenanträge) – nicht begründet zu werden. 
 
Gegenanträge von Aktionären brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 
einer der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt (der Wortlaut der 
Norm ist weiter unten wiedergegeben). 
 
Für das Zugänglichmachen von Wahlvorschlägen gilt sinngemäß dasselbe. Ferner 
braucht der Vorstand Vorschläge für die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Ab-
schlussprüfern nicht zugänglich zu machen, wenn sie nicht den Namen, ausgeübten 
Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Kandidaten, bei juristischen Personen die 
Firma und den Sitz, enthalten und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern keine Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-
sichtsräten gemacht worden sind. Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- 
und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt wer-
den. 
 
Die Begründung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen braucht nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen meh-
rere Aktionäre Gegenanträge zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung oder 
machen sie gleiche Wahlvorschläge, so kann der Vorstand die Gegenanträge bzw. 
Wahlvorschläge sowie ihre Begründungen zusammenfassen. 
 
Etwaige Anträge (nebst Begründung) oder Wahlvorschläge von Aktionären gemäß 
§ 126 Abs. 1 und § 127 AktG sind ausschließlich zu richten an: 
 
Dürr Aktiengesellschaft 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München oder 
 

Telefax: +49 89 889 690 655 oder 
 

E-Mail: durr@better-orange.de 
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Sie müssen spätestens am Mittwoch, den 13. Mai 2020, 24.00 Uhr zugegangen sein. 
 
Der Vorstand wird zugänglich zu machende Vorschläge von Aktionären zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern mit folgenden Angaben versehen: 
 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Abs. 2 AktG, 
 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Abs. 2 Satz 3 AktG widersprochen 
wurde und 

 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und 
Männern besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Abs. 2 Satz 
1 AktG zu erfüllen. 

 
Die Gesellschaft wird ordnungsgemäß gestellte, zulässige und rechtzeitig bei der Ge-
sellschaft eingegangene Gegenanträge bzw. Wahlanträge so behandeln, als ob sie in 
der virtuellen Hauptversammlung mündlich gestellt worden wären. 
 
Nach Ablauf des Mittwochs, 13. Mai 2020, 24:00 Uhr bei der Gesellschaft eingehende 
Gegenanträge bzw. Wahlanträge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit 
nicht als erhoben. In der virtuellen Hauptversammlung ist das Vorbringen von Gegen-
anträgen bzw. Wahlanträgen nicht möglich. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zu Grunde liegenden Bestimmungen des Aktiengesetzes 
lauten wie folgt: 
 
§ 126 Anträge von Aktionären 
 
(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Akti-
onär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag ge-
gen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Ta-
gesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse über-
sandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaf-
ten hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-

den, 
 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 
Hauptversammlung führen würde,  

 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits 
zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden 
ist, 
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5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 
den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung we-
niger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilneh-
men und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 
 Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr 

als 5 000 Zeichen beträgt. 
 
(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenan-

träge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 
 
§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären 
 
Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluss-
prüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der Vor-
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag 
nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. Der Vorstand 
hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Ge-
sellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen: 

 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 
 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 
 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 
besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

 
§ 124 Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfassung 

(Auszug) 
 
(3) … [Satz 4:] Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren 

Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 
 
§ 125 Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder1 
 
(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und den 

Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für Ak-
tionäre ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der Hauptver-
sammlung mitzuteilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesord-
nung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geän-
derte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung 
des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktio-
nären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl 

                                                           
1 § 125 AktG wurde zwar durch das ARUG II mit Wirkung zum 1. Januar 2020 geändert. Die geänderte 
Fassung ist jedoch „erst ab dem 3. September 2020 anzuwenden und ... erstmals auf Hauptversamm-
lungen anzuwenden, die nach dem 3. September 2020 einberufen werden.“ Da deshalb für die Haupt-
versammlung der Dürr Aktiengesellschaft am 28. Mai 2020 noch die bis 31. Dezember 2019 geltende 
Fassung des § 125 AktG anzuwenden ist, wird hier diese Fassung (vor der Änderung) abgedruckt. 
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von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren 
in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt wer-
den. 

 
(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen    o-

der zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der 
Gesellschaft eingetragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elektro-
nischer Kommunikation beschränken. 

 
(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass ihm der Vorstand die gleichen Mittei-

lungen übersendet. 
 
(4) Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in der Hauptver-

sammlung gefassten Beschlüsse mitzuteilen. 
 
(5) Finanzdienstleistungsinstitute und die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen sind den Kreditin-
stituten gleichgestellt. 

 
3. Fragemöglichkeit der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
 
Auf Grundlage des COVID-19-Gesetzes ist den Aktionären in der virtuellen Hauptver-
sammlung zwar kein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 AktG, jedoch die Möglichkeit 
einzuräumen, Fragen zu stellen. 
 
Die Fragemöglichkeit der ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder ihrer Bevoll-
mächtigten wird ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation über den 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.durr-group.com/hv/ gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren eingeräumt. 
 
Jeder ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder sein Bevollmächtigter kann der Ge-
sellschaft bis zum Montag, 25. Mai 2020, 24.00 Uhr, Fragen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.durr-group.com/hv/ gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren 
übermitteln. Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt 
werden. 
 
Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes entscheidet der Vorstand nach pflicht-
gemäßem, freien Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Er kann dabei insbe-
sondere Fragen zusammenfassen und im Interesse der anderen Aktionäre sinnvolle 
Fragen auswählen. Weiter kann der Vorstand Aktionärsvereinigungen und institutionelle 
Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen. Fragen in Fremdsprachen wer-
den nicht berücksichtigt. Der Vorstand behält sich vor, wiederholt auftretende Fragen in 
allgemeiner Form vorab auf der Internetseite der Gesellschaft zu beantworten. Der Vor-
stand kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Versamm-
lung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind; dazu hat sich der Vor-
stand, wie vorstehend beschrieben, entschieden. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zu Grunde liegende gesetzliche Bestimmung lautet wie 
folgt: 
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§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-
tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie vom 27. März 2020 (Auszug) 
 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Ak-
tionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, so-
fern 

 
1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

 
2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Brief-

wahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 
 

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 
eingeräumt wird, 

 
4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 

von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Er-
scheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen 
Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

 
Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Ver-
sammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 

 
 
Bietigheim-Bissingen, im April 2020 


